
Partızıpatıon
Die unbekannte TO 1m Programm der

ökumenıiıschen Sozlalethik

VO  Z ZILLESSEN

Das Problem der Zielsetzung VoN Partizıpation
In der Diskussion über das C6 Programm der ökumeniıschen Sozlal-

c  1 dıe gerechte, partiızıpatorische und Jebensfähige (verantwortlıiche)
Gesellschaft“‘, stÖlßt das Stichwort „partızıpatorisch“ gleichermaßen auf
besonderes Interesse WI1Ie auf große Ratlosigkeıt, Was darunter In diesem
/usammenhang verstehen se1l Von Anfang War €l das Interesse
AHTC Wiıderspruch genährt. Dieser richtete sıch zunächst nıcht den
Realıtätsbezug der Partiızıpationsforderung, indem CI also 7Zweifel deren
Durchführbarkeit angemeldet hätte Umsstritten vielmehr VOT em
dıe Zielsetzungen, dıe mıt der Forderung ach einer stärkeren Beteiligung
der Bevölkerung polıtiıschen Entscheidungen verbunden wurden.

Den ersten und entscheıdenden Akzent seizte hıer der Bericht des
Beratungsausschusses', den der Zentralausschu des OÖORK Zu Programm.-
schwerpunkt „Grundlagen einer gerechten, partizıpatorischen und verant-
wortbaren Gesellscha 4 eingesetzt hatte In diıesem Berıicht, der auf der
Sıtzung des Zentralausschusses 1mM Januar 979 auf amaıka vorgelegt WUl-

de, wird festgestellt, daß immer mehr Gesellschaften HTrc ungerechte
Strukturen und mangelnde Miıtbestimmung gekennzeıchnet und VON den
Folgen der Verantwortungslosigkeit bedroht selen.: Gleıichzeitig würden
sıch aber auch mehr und mehr Menschen der bestehenden Ungerechtigke1-
ten bewußt und traäten für ihre Rechte auf Eıgenidentität, ur und
Selbstbestimmung eın „Basısbewegungen ordern die das Olk beherr-
schenden Machtstrukturen heraus, dıe sowochl die wirtschaftliche, polıt1-
sche und technologische Entwicklung als auch dıe damıt verbundenen Ent-
scheidungen kontrollieren. c6”

Aus dieser Beschreibung der heutigen geschichtlichen Wirklichkeit her-
Aaus wırd Partizıpation als „integrierter Teil des Kampfes Gerechtigkeıit‘“‘
verstanden. Da Nu  am} die Kırchen und die Christen In diese geschichtliche Re-
alıtät eingebunde sınd, können S1e sıch angesichts des Kampfes mehr
Gerechtigkeıt und Miıtbestimmung nıcht auf eiıne neutrale Beobachtungs-
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statıon zurückzJjehen. In dem Bericht wırd er folgerichtig der Schluß DC-
CS se1 das Ziel des Programmschwerpunktes „getrechte: partızıpato-

rische und lebensfähige (verantwortbare) Gesellschaft“‘, ‚„„dazu beizutra-
SCH, daß sıch die Christen aktıv dem Prozel} der geschichtlichen Verän-
derung der Gesellschaft beteilıgen, eın Prozeß. der den Menschen mehr Ge-
rechtigkeıt, mehr ur und größere Entfaltungsmöglıichkeıten bringen
o11°°*

Es kann kaum verwundern, da der Bericht des Beratungsausschusses
schon In Jamaıka sehr umstritten Wal Abgesehen vVOoO  — manchen anderen
Einwänden, dıe iıh rhoben worden Sind dıe Vorstellung, daß In
einem kırchlichen Papıer Christen ZU[T aktıven Gesellschaftsveränderung
aufgerufen werden, mu nıcht 1Ur be1 konservatıven Kırchenführern
erhebliches Unbehagen auslösen. Hıer wird eine ın uUuNnserTer Gesellschaft
weıitverbreitete Furcht VOT „„5ystemveränderern‘“ angesprochen, die rat10-
nale Auseinandersetzungen mıiıt den tatsächliıchen /Zielsetzungen der Partı-
zıpationsforderung sehr erschwert. In diıeser Furcht vermischt sıch die be-
gründete orge den Bestand eines hochkomplexen Sozlalsystems mıiıt
der dumpfen ngs VOT Veränderungen 1m gesellschaftlıchen Gefüge, de-
IcnhnN Folgen für die jewellige soOzlale Schicht nıcht se  ar sınd.

Selbst in einer demokratisch verfaßten Gesellschaft, In der alle Staatsge-
walt, alle polıtischeaVO Volk ausgeht (Art 20 GG), stÖößt das
ema „Partızıpation“ auf Vorbehalte, WCNNn und soweıt damıt ausdrück-
iıch politische Strukturveränderungen angestrebt werden. €l kann ber
dıe Notwendigkeıt olcher Veränderungen, W1e 1mM folgendén dargelegt WCCI-

den wird, eigentlich keın 7 weıfel bestehen. Denn WIE schon Edmund
urke, der Theoretiker des englischen Konservatısmus 1mM 18 Jahrhundert,
testgestellt hatte ein Staat, dem dıe ıttel Z Veränderung fehlen, ent-

dıe ıttel seliner Erhaltung.
Dıe Einführung der Partızıpationsforderung in die ökumenische Sozial-

hat allerdings nıcht 1Ur Vorbehalte oder ıderspruch ausgelöst. Vie-
le erblicken darın eiıne zeıtgemäße Wiıederanknüpfung das Konzept der
„verantwortlichen Gesellschaft  C6 (1948) und egrüßen dıie Forderung eben-

WI1Ie die mıt ihr verbundene Zielsetzung. Sıe sınd rTeENNC weıthın ratlos,
WeNnNn ach der Bedeutung VO  — Partızıpation im Zusammenhang VO  —; Ge-
FeC  1gkeıt und Überlebensfähigkeit SOWIE Sschhebllc ach der konkreten
Gestalt einer partızıpatorischen Gesellschaft gefragt wird.

Dıe Weltkonferenz In Boston hat SCNAUSCHOMMECN nıchts azu beigetra-
sCH, diese Ratlosigkeıt beseltigen der auch NUr verringern. General-
sekretär Potter hatte ZWal ın selner Eröffnungsrede einıgen Beispielen
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zeigen versucht, „daß Partızıpatiıon beitragen kann eıner gerechteren
Machtverteilung auf dem Wege einer überlebensfähigen Gesellschaft.“
Er hatte zugle1ic betont, daß dıe Fage; wI1e Wiıssenschaft und Technik als
Instrumente polıtischer a Strukturen sozlaler kKontrolle ermöglıchen
können, dıe VO olk mıtbestimmt werden, das Hauptthema der Weltkon-
ferenz ce1.“ ber rückblickend kann I11UT festgestellt werden, daß dıe on{ie-
LC117Z diesem un ıhr ema verie hat Das einzige Referat, das AaUus-
drücklich auf das Partizıpationsthema eing1ng, 1e dıe schwedische
Staatssekretärın Kerstin Aner: „FÜür eine basısdemokratische Kontrolle VO
Wiıssenschaft und Technık.“ uch sS1e ist TEHNILC über eiıne allgemeine Be-
gründung des In dem 1fe ihres Referats enthaltenen Appells nıcht hinaus-
gelangt. In den Sektionsberichten lassen sıch ein1ıge knappe Hınweise auf
die Notwendigkeıt und die Bedingungen für eiıne verstärkte Partızıpatiıon
finden, insbesondere 1mM Bericht der ektion VIL.> ber auch S1e Destätigen
letztlich 11UT die Schlußfolgerung, daß bel der Ausfüllung des Öökumen1-
schen Programms das ema „Partızıpation““ bısher vernachlässigt WOT-
den 1st

Bereıts 1n der Schlußdiskussion In Boston ist nachdrücklich darauf hın-
gewlesen worden, daß diesem un die Weıterarbeıt schwerpunktmä-
Bıg sollte iIm Folgenden soll er versucht werden, ein1ıge Aus-
gangspunkte, Problemfelder und Bedingungen elıner wırksamen Partızıpa-
tion beschreiben iIm 1iNDI1ICc auf dıe Öökumeniısche Diskussion mu da-
bel angemerkt werden, daß das ema „Partızıpation“ 1Ur innerhalb eines
bestimmten sozicokulturellen und polıtıschen Bezugsrahmens ANSCHMECSSCH
behandelt werden kann. Er ist 1m vorliegenden Fall definıiert uUurc dıe Be-
dingungen einer entwickelten Industriegesellschaft SOWIeEe einer parlamenta-
rischen Demokratie.

Definition un politische Begründung
nter Partızıpation der Bürgerbeteıiligung soll die Teilnahme des Bür-

SCIS den tür seinen Lebensvollzug wichtigen polıtıschen oder admını-
stratıven Entscheidungen verstanden werden, wobe!l „ Teiılnahme“‘ sıch
ohl auf die Entscheidung selbst als auch auf dıe Entscheidungsvorberei-
tung, dıe Wiıllensbildung 1mM polıtıschen und dıe Planung 1mM admın1-
stratıven Bereich beziıehen kann. In einer weıterreichenden Definition
faßt „Partıizıpation““ auch dıe Mitwirkung des Bürgers der Erfüllung Ööf-
fentlicher ufgaben.“® ber diese Ausweıltung kann 1er außer etirac
bleiben, weıl das entscheidende Problem, welches die Partızıpationsforde-
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rung auslöst, in der Struktur der polıtıschen und admınıstrativen Entscheil-
dungsverfahren 1eg Sofern diese Verfahren wesentlıiche Bedürfnisse und
Interessen nıcht oder nıcht ANSCIHNCSSCHI berücksichtigen, wırd VOoNn den Be-
troffenen Partizıpation als Instrument verstanden, Hr Teilnahme

Entscheidungsprozeß den eigenen Ansprüchen Geltung verschaiien
Solche Teilnahme kann sıch in orm VO Bürgerıinitiativen, Demonstratıo-
NCIL, Sıtzstreiks, Boykottmalinahmen oder sonstigen Aktionen spontan
und punktuell vollziehen der 1n orm VON Ööffentliıchen hörungen,
Bürgerversammlungen, Bürgerausschüssen, Bürgergutachten der An-
waltsplanung geordnet und kontinulerlich erfolgen. In beiıden Fällen welst
s1e ber dıe tradıtionelle Vorstellung hinaus, dıie polıtische Beteiligung In
der parlamentarıschen Demokratıie auf dıe Auswahl VO RKepräsentanten
beschränkt

Der polıtısche Ausgangspunkt für die Erweılterung des Beteiligungsan-
pruchs äßt sıch In unterschiedlichen Begründungszusammenhängen nach-
welsen. Die Notwendigkeıt VO  e} mehr Partızıpation kann einerseılts Aaus e1-
1919  = demokratietheoretischen Ansatz abgeleitet werden, ach welchem der
Gedanke der Selbstbestimmung der neben dem der Verfassungs- und
Rechtsstaatlichkeit Zu Grundbestand demokratischer Ordnungsvorstel-
lungen gehört stärker betont werden muß, WECINN die politische des
Bürgers nıcht auf eine Akklamatıon eingeengt werden sSo nter
der Bedingung der gesellschaftlıchen Verfa  el menschlichen Lebens, C1I-

wächst enn Aaus der Idee der Selbstbestimmung die Forderung nach Parti-
zıpation. Diese ann andererseıts aufgrun einer polıtıschen Analyse
auch mıt strukturellen Problemen der Demokratıe SOWIe mıt aktuellen
Funktionsdefizıten der Partejıen begründet werden. C} Problemfelder
egen den Schluß nahe, daß das parlamentarısche Regierungssystem der
Bürgerbeteıluligung bedarf, Polıtik auf Dauer zustiımmungsfähıg CI -
halten.®

Eın drıtter Begründungszusammenhang besteht In dem grundsätzlichen
Problem der Herrschaftslegitimierung 1m demokratischen Staat, der 1eT in
einer knappen /Zusammenfassung erläutert werden soll Herrschaft, die
auf eine bestimmte Dauer gestellte usübung VonNn acC muß sıch
WeNN s1e nıcht bloß Zwangsherrschaft se1ın ll auf eine gesellschaftlıch
anerkannte Überzeugung gründen, ach welcher die Entscheidungen,
mindest aber die diesen zugrunde lıegenden Rechtfertigungen allgemeın
und unzwelılfelhaft gültig sind. Legitimität VON Herrschaft ist ann SCHC-
ben, WENN die Herrschaftsunterworfenen grundsätzlıch bereıt sınd, „1IN-

305



1C och unbestimmte Entscheidungen innerhalb gewIlsser Toleranz-
STeNZECN hınzunehmen*‘‘°.

Das Entstehen und Bestehen VOoON Legitimität äßt sıch sowohl auf inhalt-
1C als auch auf Oormale Krıterien zurückführen. Herrschaft wırd ZU
eıinen dann als eg1tim angesehen, WENN s1e In ihren pDOlıtıschen Zielen WI1e In
der VO diesen her gestalteten gesellschaftlichen Entwicklung sıch auf einen
Kernbestan: gemeıiınsamer Werte, Überzeugungen und Interessen bezieht
Eın olcher Kkernbestan: siıcherte in vielen Staaten des Miıttelalters und S1-
chert heute 1m Iran diıe und weıthın raglose Geltung polıt1-
scher Herrschaft Im demokratischen Sozlalstaat wıird diese inhaltlıche Le-
gitimation jedoch erheblich erschwert. Zum einen reduzlert der weltan-
schauliche Pluralismus sowohl dıe Erfahrung normatıver Gebundenhei als
auch die Bereıitschaft dazu; ZU anderen die Ausdehnung der Staats-
tätigkeıit ständıg Konflikten ber dıe nhalte polıtischer Entscheidungen,
enn „der Staat, der es machen muß, macht Ende notwendigerwelse
das eiıne auf Kosten des anderen‘‘!%. Inha  IC Legitimation aufgrun
spontaner Geltungserfahrung muß er heute ersetzt werden Urc eine
Legıitimation, dıe auf bewußter Zustimmung und wiıllentlicher Überein-
un gründet

Zum anderen legiıtimiert sıch Herrschaft AUus der Anerkennung einer for-
malen Berechtigung des Herrschaftsanspruches. Diese wurde irüher In der
rbfolge der Herrscherhäuser gesehen, S1e findet heute ihre Begründung in
der Wahl als orm der Herrschaftsverleihung. Diese Ormale Legıitimation
ist TeHIC nıcht völlıg VO der inhaltlıchen rennen Dıie entscheidende
Hrage: „Wie ist 6S möglich, WEn 1Ur wenige entscheiden, die faktısche
Überzeugung VO der iıchtigkeit oder der verbindlichen ra dieses Ent-
scheidens verbreiten?‘“‘!! kann 1Ur beantwortet werden: Die Überzeu-
Zung gründet In der Erwartung, daß die orm (das Verfahren) der FEnt-
scheidung grundsätzlıc sıcherzustellen vEIIMNASL, daß diese den inhaltlıchen
Ansprüchen der Betroffenen echnung rag

Im Liberalismus des Jahrhunderts verstand INan enn auch dıe Wah-
len zunächst als einen us der diırekten Interessenwahrnehmung der
Bürger 1im polıtiıschen Bereich Dıie Repräsentierten ollten ihre och
latıv CN umschriebenen polıtischen Interessen bel den Repräsentanten
wlederfinden können. Das War aufgrun der sozlalen Identität beıder
Gruppen anfangs ohl auch der Fall Miıt der Ausdehnung des Wahlrechts
auf breitere Bevölkerungskreise SCWAaANN ann eine andere Interpretation
der ahlen en Sie geht davon dusS, da dıe ahlen VOT em eiıne
leistungsfähige Regierung 1Ns Amt setzen sollen, wobel Urc dıe Konkur-

306



Ienz der Parteien das Gemeinwohl siıch gleichsam als rgebnis eines arkt-
PFOZCSSCS VO selbst erg1bt. Die ähler entscheıden bel der Wahl nıcht
ach Sachprogrammen, sondern geben den Politikern einen Vertrauens-
vorschuß, dann bel der nächsten_ Wahl kontrolheren können, ob ihr
Vertrauen berechtigt War

€e1 Deutungen der formalen Legitimierung HIe ahlen stoßen
heute auf erhebliche TODIeme In dem Maße, In dem dıe staatlıchen Funk-
tionen der Verteilung des Sozlalprodukts und der Daseinsvorsorge In den
Vordergrun Lreten, en polıtiısche Entscheidungen viele Interessen
berücksichtigen, da deren anl  NC Vertretung oft gal nıcht möglıch
oder VOIN den Interessenten nıcht wahrnehmbar ist Für viele Bürger ist da-
her ber die unmittelbare Interessenvertretung 1Ur och sehr schwer Legıit1-
mıtät herste  ar Da mıt zunehmender Zahl und Reichweite polıtıscher
Entscheidungen auch dıe polıtische und admıiniıstrative Regulierung pr1ıva-
ter Lebensverhältnisse wächst, sınd auch immer weniger Bürger vereıt; dar-
auf vertrauen, dalß AQus der Konkurrenz der Parteiıen sıch eıne 1im Ver-
hältnıs den elangen des Gemeinwesens AIl  NC Wahrung ihrer e1-

Interessen erg1bt.
Der Bedeutungsverlust der formalen Legıtimation Hr ahlen äng

nıcht zuletzt mıt strukturellen Problemen des polıtıschen Entscheidungs-
verfahrens Die Entscheidungsgegenstände sınd ıIn einem
modernen Industriestaat zahlreıch, komplex und interdependent,
dalß dıe Entscheidungsvorbereitung uUrc die Verwaltung eine immer grÖ-
Bere Bedeutung erhält Dıie gewählten RKepräsentanten können das, Was dıe
Verwaltung vorbereitet hat, in der ege. 11UT och akzeptieren oder ganz
ablehnen; VOT em 1mM kommunalen Bereich sınd sS1e eigenständiger p —-
hıtischer Gestaltung kaum och ın der Eage

Dıie wachsende Zahl und Reichweite polıtiıscher Entscheidungen bel
gleichzeitigem Einflußverlus der Abgeordneten und der Machtzuwachs
der Verwaltung zwingen Antworten auf die Legitimationsfrage.
Dıe Erwartung, da polıtısche Entscheidungen relevante gesellschaftlıche
Bedürfnisse befriedigen vermöÖögen, ist 11UT dann realıstisch, WeNn neben
den ahlen weıtere Wege der Vermittlung zwıschen diesen Bedürfnissen
und den politisch bzw admıinıstrativ Zuständigen geschaffen werden. Be-
teiligung der Betroffenen der Entscheidungsvorbereitung und soweıt
die Entscheidungskompetenz de facto be1 der Verwaltung 1eg der
Entscheidung selbst kann einen Ansatz für dıe Lösung des Vermittlungs-
problems darstellen
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ber dıe Interessenverbände findet solche Beteiuligung selit langem
ber ihre Vermittlungsfunktion ist Aaus drel Gründen relatıv begrenzt. Hr-

entwickeln s1e Oft eın VO den Interessen und Bedürfnıissen ihrer Mit-
gliıeder „„autonomes‘‘ Verbandsinteresse*?; zweıtens sSınd viele Interessen
nıcht verbandsmäßig organısılert, ‚OR auch nıcht organısierbar und
ZWAalr weniger, 36 allgemeıiner s1e sınd drıttens halten angesichts
der negatıven Folgen der industriellen Entwicklung viele Bürger polıtısche
Entscheidungen für „lebenswichtig‘“‘, daß S$1e ihre Interessen selbst und
un-vermittelt vertreten wollen

Unter diesen Bedingungen erscheıint dıe Ausweıitung des Beteiligungsan-
pruchs als durchaus begründet. Partizıpationsorientierte Entscheidungs-
verfahren begünstigen dıe Ormale Legıtimatıion VO  — Herrschaft, weıl s1e
dıe Betroffenen davon überzeugen können, daß deren Wertvorstellungen
und Interessen 1m Entscheidungsprozeß berücksic  ıgt werden. In dem
Maße, in welchem dıe Entscheidung ann tatsächlıc mıiıt diesen ertvor-
stellungen und Interessen übereinstimmt, verstärkt das Verfahren auch die
inhaltlıche Legitimatıon aufgrun: konkreter Zustimmung. Das wiıird sıcher
1Ur In usnahmeftfällen geschehen können. Entscheiden ist die ormale
Legitimatıion, das Vertrauen ın dıe Sinnhaftigkeıit partızıpatiıonsorientierter
Entscheidungsverfahren.

Bedingungen un Erfahrungsberichte VoN Partizıpation
Dıie Forderung ach mehr Partızıpatiıon polıtıschen Entscheidungen

stÖölßt In der Bundesrepublı WI1Ie die wachsende Zahl der Bürgerinitliat1-
VCN, NEUETE (jesetzestexte und auch Stellungnahmen der polıtıschen Par-
telen belegen'“ sowohl be1l der Bevölkerung als auch be1l Polıtikern auf
breıte Zustimmung. Diese wırd Te11C L11UT ann dauerhaft se1n, WEeNnN bel
der Verwirklichung dieser Forderung dıe wesentlichen Bedingungen und
TODIeme bedacht werden, dıe sıch in diesem Zusammenhang tellen

Damiıt ist zunächst der angestrebte Umfang VO  —; Bürgerbeteiligung ANSC-
sprochen. Die Forderung chießt weıt ber das realısıerbare Ziel hınaus,
WEn S1e die Beteiligung er en Entscheidungen ZU Inhalt en
sollte iıne massenhafte freiwiıllige Beteiligung ist, das zeigen alle rfah-
TUNSCI In den westlichen Demokratien, außerhalb VOIN Parlamentswahlen
nıcht und auch die Wahlbeteilıigung beträgt selten mehr als
RO Beteiligung in orm der Miıtgliedschaft in den polıtıschen Parteıen
wird NUur VO  —; eiwa 7 der Wahlbürger praktiızlert, wliederum
1Ur ein Bruchteil tatsächlıc mıtarbeitet.
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1ese Zahlen werden häufig der Partızıpationsforderung als Eınwand DC-
genübergestellt Br 1ST sıcher berechtigt als 61 auf das Problem der
Bereıitschafit (Motıivatıon) polıtıscher Beteiligung Hese Bereıt-
schaft 1St sehr unterschiedlich entwickelt und auch das beste Partızıpa-
t1onsmodell ann polıtische Apathıe nıcht völlıg beseıtigen ber 6S ann
Bedingungen SscChailien die polıtischer Beteiligung aAaNTCSCH daß C1INC

zunächst 1Ur latent vorhandene Bereıitschaft konkretes Engagement
mündet Das e1spie der Bürgerinıtiatıven welchem Umfang dıe
Bereıitschaft polıtischer Beteilıigung davon abhängt daß der einzelne

SCIMN unmiıttelbares Betroffensein HFe polıtısche der admınıstratıve
Entscheidungen erkennt
rechtzeıtig und sachgemä ber alle erwartenden Vor und Nachteıile

dıe ungeklärten Fragen informıiert wırd
dıe sachlıchen und zeıtlıchen An{forderungen für C1iINe wıiırksame Beteıilıi-
Sung überschauen vVermag und nıcht zuletzt
Handlungs und Eınflußmöglichkeıiten entdeckt dıe C1inNn polıtısches En-

sınnvoll erscheinen lassen
Beteiligungsverfahren dıe diese Voraussetzungen berücksichtigen C1I-

möglıchen zugleıc C1INEC plausıble Antwort auf dıe rage WIC der „einfa-
che Bürger die ompetenz erlangen kann angesichts der gegebenen
Komplexıtä der Entscheidungsgegenstände sıch beteiliıgen daß das
Entscheıidungsverfahren eitie  1V bleibt Denn Prozel} der Beteiligung
wırd annn einerseımfts uUurc Beschaffung und Verarbeıitung entsprechender
Informationen das Sachwissen der Beteiligten erhöht dıe zudem auch och
wichtige Verhaltens- und Handlungserfahrungen erwerben andererseıts
ste1gt Urc die Beteiligung VO  — sSacNlıc gut informıierten Betroffenen auch
dıe Effektivität der Entscheidung, weıl dıe Entscheidungsträger auf diese
Weilse wichtige zusätzliche Informatıiıonen erhalten uch WEeNnN Partızıpa-
L10N dıe Entscheidungsprozesse verlängert und damıt oft auch verteuert,
stellt sıch ber dıe größere Qualität der Entscheidung letztlich doch häufig
C1INeE höhere Effektivität CIn

Schließlic muß Bürgerbeteiligung geregelt werden dalß SIC nıcht 1Ur
dıe „S0ozlalaktıven“‘ anspricht dıe schon arteıen Verbänden
Vereinen und auch den Kırchen dıe entscheıdenden Posıtiıonen besetzen
1elmenr muß sichergestellt werden daß C Partızıpationsformen azu
beitragen die demokratischen Entscheidungsstrukturen für bısher unterre-
prasentierte Interessen und sozlal benachteıiligte Gruppen Ööffnen DIe
gesellschaftlıche und polıtische Praxıs auch dıe polıtıkwissenschaft-
1C und sozlologısche Partızıpationsforschung en inzwıschen CIHE Fül-
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le VON Erkenntnissen darüber geliefert, WwWI1Ie dıe genannten Bedingungen
erIullilen und die TODIeme lösen Ssind. Die eingangs vermerkte atlosıg-
eıt darüber, w1e dıe Partizıpationsforderung des ökumeniıischen Pro-
ST AaIINS konkretisliert werden kann, äßt sıch zumiıindest 1im 1INDI1Ic auf
wichtige Teilbereiche der Polıtik relatıv leicht beheben

Praktische Erfahrungen mıt unterschiedlichen Partizıpationsmodellen
und -verfahren lıegen VOT em 1mM Bereich der Kommunalpoliti VOT Ne-
ben spontaner Beteiligung In orm VO  — Bürgerinitiatıven werden A
auf der Basıs der erwähnten gesetzlichen Regelungen sehr verschledene
Formen verfahrensmäßig geordneter und kontinulerlicher Bürgerbeteıili-
gung praktızıert. ” Relatıv weıt entwickelt SInd auch die Beteiligungsformen
in der Umwelt- und Energilepolitik; 1er ist zudem auf einen kırchlı-
cher Miıtarbeit vorgelegten Partizıpationsentwurf hinzuweılsen, der das beıl
der Genehmigung VO  — umweltbelastenden Industrieanlagen vorgesehene
Verfahren 1915480 regeln sol1.16

uch dıe Erfahrungen mıiıt Partizıpation in den Bereichen „Bildungspoli-
1 SOWIeEe „S50zlal- und Gesundheitspoli  6617 könnten In dıe Konkretislie-
rung des ökumenischen rogramms einbezogen werden. Sehr viel schwier1-
SCI ist TENNC dessen Forderung einzulösen, für dıie Entwicklung VON WiIs-
senschaft und Technık partizıpationsorlientierte Entscheidungsverfahren
einzuführen. Die Notwendigkeıt eiıner intensiven Weiterarbeit In diesem
Bereich ist nachdrücklicher betonen, als ıhm für dıe LÖsung des
Partizipationsproblems eine Schlüsselfunktion zukommt. Die Technologıie
ist heute das entscheidende Instrument Z7 Siıcherung polıtischer der wirt-
schaftlıcher Machtverhältnisse. Sie bestimmt auf diese Weise Z einen
mıttelbar, aber aufgrun der direkten eiwa sozlalen und ökologischen Fol-
SCH ihres Eıinsatzes ZU anderen unmittelbar dıe Lebens- und Arbeıtsbe-
dingungen des einzelnen. Von den meısten Bürgern wird TEMNC dıe
wissenschaftlich-technische Entwicklung zumeist als eın „automatisch“‘
sıch vollzıehender Prozeß ınfach hingenommen ungeachtet der Tatsa-
CHE, daß die technologische Entwicklung VO Menschen gewollt und SC-
teuert wird, VO Menschen In den Entscheidungsgremien VO Staat und
Wırtschaft Die einen en €e1 dıe äaußere und innere Siıcherheit SOWI1e
dıe wirtschaftlich Leistungsfähigkeıit VO  — Staat und Gesellschaft 1im Auge,
die anderen dıe Maxımilerung VO  — Wachstum und Gewinn.!® el verbin-
den damit zugle1ıc das Zıel, dıe eigene acht- und INTIIunNDAasıs erhalten
und WCNN möglıch auszubauen.

So eg]1t1im diese Einflußnahme elınerseılts ist, notwendig ist doch ande-
rerseıts eine demokratischen Ansprüchen genügende OÖOifientiicne Kontrolle
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der technologischen Entwicklung. Denn der Einsatz VO Wiıssenschaft und
Technık Ördert nıcht 198088 Sıcherheıit, Leistungsfähigkeıt und Rentabiulıtät,
sondern T eröffnet auch Manıpulations- und Lenkungsmöglichkeıiten und
chafft Abhängıigkeıtsverhältnısse, dıie eıne demokratische Ordnung 1m
Kern gefährden.

uch VO  —; polıtisch Verantwortlichen wıird inzwischen erkannt, da ber
dıe VOTr- und Nachteıle Technologien ANSCINCSSCH diskutiert werden
muß, 7ene ihr großtechnıscher bzw kommerzieller FEınsatz VOT der Tür
steht und entsprechende ‚Sachzwänge‘ Fakten Scha{ifen, dıe der polıtıschen
Entscheidung voraneılen‘‘!?. Es kann TENNC nıcht 11UT einen Öffentli-
chen Dıalog 1m Siıinne einer Informationsstrategie gehen Was gegenwärtig

der Überschrift „Technologieakzeptanz‘“‘ erorter wird, darf nıcht
auf dıe rage hinauslaufen, w1e dıe teıls zögernde, teıls Wıderstand elisten-
de Bevölkerung azu gebrac werden kann, dıe offıizıelle Technologiepoli-
tik letztliıch doch 1Ur akzeptieren. 1elimenr sınd Verfahren der Bürger-
beteiligung In Entscheidungsprozesse einzufügen, deren Ergebnisse hın-
sichtlich des beschließenden Technologiekonzepts tatsächlıc och OTl
fen sind.

Die melsten der vorliegenden Ansätze für Partızıpation technologıe-
polıtischen Entscheidungen werden diesem nspruc. och nıcht gerecht.
ıne entsprechende Untersuchung In den USA und in Westeuropa ergab,
daß dıe verschıiedenen Partızıpationsformen meıst der besseren Verständ-
1C  €e1 einer bereıts festgelegten Polıitik diıenen und 1Ur sehr selten der
Technologiepolitik eine andere ichtung geben können .“ ESs gılt also, diese
Ansätze weıiterzuentwickeln eıner wirkliıchen Partızıpatıon Entsche1l-
dungsprozeß eiıne Aufgabe, deren LÖsung das ökumenische Pro-

einer gerechten, partızıpatorischen und überlebensfähigen Gesell-
schaft einen wichtigen Beitrag eısten könnte.

Der Zusammenhang VonN Partizipation, Gerechtigkeit
un Überlebensfähigkeit

Es kann 1mM Rahmen dieser Problemübersicht nıcht auf Eınzelfragen
oder Modelle der Partızıpation In den verschiedenen Politikbereichen e1IN-

werden. Für dıe welıtere Ausfüllung des ökumeniıischen Pro-
STamMmsSs erscheınt 6S zunächst auch siınnvoller, och die rage aufzuneh-
INCNH, W1e Partizıpation mıt den beıden anderen Programmschwerpunkten
„Gerechtigkeit“‘ und „Überlebensfähigkeit“ zusammenhängt.
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Im Verteilungs- und Daseinsvorsorgestaat der Industriegesellschaft
äng sOzlale Gerechtigkeıit In erheblıchem Umfang VO  — polıtıschen und ad-
ministratıiven Entscheidungen ab. Diese regeln, welche Bedürfnisse ach
staatlıchen Leistungen befriedigt, welche Ansprüche auf materiıelle Versor-
Sung und Existenzsicherung rfüllt werden. Da dıe Bedürfnisse und An=
sprüche meiıst größer sınd als dıe Möglichkeiten iıhrer Befriedigung und
dem oft dıe einen 11UTr auf osten der anderen realısıeren sınd, mMussen
s1e 1im Entscheidungsprozeß gegeneinander bgewogen werden. Nun sınd
aber auch be1 „staatlıchen“‘ Entscheidungen Menschen 1M DIEIH dıe WUTC
Argumente (und auch auf andere Weıse) beeinflußbar sind.*! Selbst WEeNn
INan unterstellen könnte, daß S1e gewillt sınd, alle Ansprüche möglıchst
gleich behandeln die subjektive Bereıitschaft alleın ist für deren
Durchsetzung nicht ausreichend. Maligebend sSınd letztlich dıie acht- und
Einflußverhältnisse 1m Entscheıidungsprozelß.

Angesichts der oben erwähnten TODIeme der Interessenvertretung In der
parlamentarıschen Demokratıe mMussen er NCUC, auf die Partızıpatıon
der Betroffenen abzıelende Entscheidungsverfahren als eıne wesentliche
Voraussetzung für mehr sozlale Gerechtigkeıit angesehen werden. Unter der
Bedingung der gesellschaftliıchen Verfa  el menschliıchen Lebens e_

wächst sozlale Gerechtigkeit weniger AUus ıllen als vielmehr Aaus

„guten“ Verfahren, Aaus einer Oorm der Entscheıidung, dıe darauf
gelegt Ist, möglıchst alle betroffenen Interessen, Bedürfnıisse und ertvor-
stellungen ANSCIHNCSSCH berücksichtigen. Diese Schlußfolgerung sollte
einer christlichen Anthropologıe, dıe VO der Sündhaftıiıgkeıt und also VO  —
den „Defekten“ des Menschen ausgeht, nıcht Zu rem: seIn.

Partizıpation kann siıcher Gerechtigkeıt nıcht ollkommen verwirk-
lıchen, s1e kannonnıcht ausschalten und auch einseltige Interessen-
durchsetzung auf Kosten und Lasten Drıtter nıcht völlıg verhindern.
ber s1e erhöht dıe Chancen für mehr sozlale Gerechtigkeıt, enn S1e
chafft 1in Abwandlung eiınes Grundsatzes Öökumenischer Sozlale
„Gerechtigkeıit Urc Strukturen“‘.

Wenn schlheBnlic in diesem /Zusammenhang das ema „Überlebensfä-
hıgkeıit“ auftaucht, dann ist damıt VOT em dıie rage verbinden, Was

Partızıpation dazu beiıtragen kann, der bedenkenlosen Ausbeutung der Na-
{ur und iıhrer zunehmenden Belastung mıt Schadstoffen egegnen SOWIeEe
das Ausmaß menschlicher Eıngriffe In ökologische Zusammenhänge
verringern. Sowelt 6S sıch (l nıcht unvermeıidbare Begleıtersche1-
NUNgCH der industriellen und zıvilısatorischen Entwicklung handelt, sınd
dıe Gründe für dıe Bedrohung der Überlebensfähigkeit nıcht zuletzt In el-
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LICT vorwlegend materıellen Wertorientierung suchen. Sie hat das
Wachstum der Wırtschaft und des Wohlstandes IR es überragenden
Ziel rthoben

Diıe Ursachenforschung kann sıch reNC mıt diesem rgebnıs nıiıcht
friedengeben. J1elmenr ist danach fragen, in welchem Umfang die PITO-
blematisıerten gesellschaftlıchen ormen SITUukiLure bedingt sınd. hne
auf diese rage 1m einzelnen einzugehen, kann festgestellt werden, da In
den westlichen Industriegesellschaften dıe steigenden Konsummöglıichkeli-
ten als Ersatz für partie vorenthaltene sozlale Gerechtigkeıit und polıtısche
Gleichheit wahrgenommen wurden. Die ständige Verbesserung der allge-
meıinen Lebensbedingungen erweckte zumındest den Anscheın eınes all-
mählichen Ausgleichs der sozlalen Gegensätze DbZw machte diese In den
ugen der Benachteıiligten erträglicher. Dıie Forclerung des wirtschaft-
lıchen Wachstums auf osten der Umwelt erwlies sıch er als eine SINN-
VO Strategie ZU[Fr Stabilisierung des sozlalen und polıtıschen Status quUO

Auf Dauer esehen ist diese Strategie aber nıcht azu geeignet, die ber-
Jebensfähigkeit ulNlserer Gesellschaft erhalten. Das gılt ZUuU einen 1mM
1INDIl1Ic auf dıe begrenzte Belastungsfähigkeıt des Ökosystems, der Natur-
lıchen Umwelt uma ıIn den Ballungsgebieten zeigen sich bereıts Grenzen
wıirtschaftliıchen Wachstums. Zum anderen ist raglıch, ob das polıtiısche
System überleben kann, WENNn dıe Wachstumsraten wofür alle aten ZU[r
eıt sprechen drastıiısch zurückgehen und/oder nıcht mehr in vollem
Umfang für eıne Steigerung des Lebensstandards Verfügung stehen. In
dem Maßle, In dem polıtische Zustimmung sıch Aaus der Steigerung des
terjıellen Wohlstandes herleıtet, erwelisen sıch die Grenzen des Wachstums
auch als Grenzen der Demokratıie.

Dıie Sicherung der Überlebensfähigkeit erfordert dıesen edingun-
SCH, dıie strukturellen Voraussetzungen ändern, dıe in der Vergangenheıt
eine einselt1g materielle Wertorientierung begünstigt en rst WEn

Konsumsteigerungen nıcht mehr als Ausgleich für sozlale und polıtısche
Defizıte dienen mussen, kann rational und hne Zzu große polıtische
Zwänge überdacht werden, Was wachsen soll, kann dıe Automatık des
rein quantitativen Wachstums durchbrochen werden. Das aber bedeutet,
dıe gesellschaftlıche und polıtische Ordnung ist In ichtung auf mehr
sozlale Gerechtigkeıt und größere polıtısche Gileichheit verändern, kon-
kret Die eklatanten Unterschılıede in der Einkommens- und Vermögensver-
teilung“ mussen verringert und die SIUDDCN- und schichtenspeziıfischen Pri-
vilegiıen beı der Eıinflußnahme auf polıtische und admıiınıiıstrative Entsche!Ii-
dungen abgebaut werden.
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Partızıpatiıon kann diese Rıchtungsänderung einleıten und bestehende
Ansätze azu fördern, we1ıl und sofern s1ie den Strukturen ansetzt,
dıe sozlalen und DOlltischen Defizıte auszugleıchen. Dieser Weg ber partı-
zıpatıonsorientierte Entscheidungsverfahren ist sıcher langwierig und hat
viele Wiıderstände und Rückschläge überwinden. em besteht
die Gefahr, Partizıpation als Instrument der Systemstabilisierung eINZU-
setzen, daß damıt lediglich die auffällıgsten Schwächen kaschiert werden,
aber eben nıchts grundsätzlıc. geändert wIird.

Gleichwohl 1st dieser Weg Von grundsätzlicher Bedeutung, enn dıe
praktischen Erfahrungen mıt Partızıpatıon zeigen, da s1e eine Eigendyna-
mık entwickelt, dıe siıch dem Versuch eınes manıpulatıven Mißbrauchs
einem erheblichen Teıil entzieht. An der Wırkung der Bürgerinitiativen 1m
Umweltschutz äßt sıch ablesen, daß Partızıpation mıiıt dem Verfahren auch
die nhalte Von Politik verändern und damıt einen wesentlichen Beıtrag ZU[r

Überlebensfähigkeit UuUlSCIeI Gesellschaft eisten kann.
1C vernachlässigen ist in diesem Zusammenhang auch die Wırkung

VO  —; Partiızıpation auf indıvıduelle Werthaltungen, auch WEn deren struk-
urelle Voraussetzungen die entscheidende plelen Wenn dıie Überle-
bensfähigkeıt wesentliıch davon abhängt, daß dıe gesellschaftlıch vorherr-
chende materıelle Wertorientierung zugunsten einer mehr solıdarıschen
abgebaut wird, ann ist 6S siıcher nıcht unerheblıich, ın welchem Umfang
Partızıpation Eıinstellungen und Verhaltensweisen beıiträgt.

iıne größere Solidarıtä gegenüber den Mıtmenschen WI1Ie gegenüber der
Natur erfordert OIfenDar mehr als 1Ur moralısche Appelle Die Fähigkeıt,
vorausschauend und gemeınwohlorientiert j1ele bestimmen und Ent-
scheidungen fällen, hat OIfenDar mıt der praktischen Lebenser-
fahrung tun Das bedeutet negatıv formuliert: „Wer ber nıchts ent-
scheiden hat als ber die Verwendung seines Monatseiınkommens, dem
schrumpft In der Jat das Bewußtsein auf diejenige Dımension, auftf die dıe
Gesellschaft CS Urc. diese Entscheidung festlegt Die age vieler Polı-
tiıker ber dıe mangelnde Solidarıtä In großen Teılen der Bevölkerung
also auf s1e selbst zurück, enn ihr nspruc. auf polıtısche Allzuständig-
keıt behindert die Entwicklung einer partızıpatorischen Gesellschaft und
damıiıt dıe Entwicklung VO mehr Solidarıitä:

Der ezug auf dıe Lebenserfahrung meınt pOSItLV gewendet, daß die Par-
tızıpatiıon Planung und Durchführung polıtıscher Entscheidungen CS

den Beteiligten ermöglıcht, sıch €] der Sıtuation iıhrer sozlalen und
natürlıchen Umwelt und der VO dort gestellten Herausforderungen be-
wußt werden. urc. die eigene Praxıs, uUurc die Beteiligung Ent-
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scheidungen, dıe für eine größere Zahl VOIN Menschen verbindliıch sein WeTlI-

den, lernen s1e erkennen, WIe kurzfristige und langfristige, individuelle und
allgemeıne, materielle und immaterielle Bedürfnisse und Interessen-
menhärigen. Aus der Erfahrung des Beteıiligt- und Verantwortlichseins ler-
NCN Ss1e ann jele entwickeln, dıe ber den eigenen Horizont hinausreli-
chen. urc Partızıpation wıird ihnen letztlich Solidarıtä als sozlale Norm
einsichtig.

Partizıpation, die Beteiligung des Bürgers den für seln en In Ge-
sellschaft wichtigen Entscheidungen, ist damıt Voraussetzung und zugleıc
wesentlicher Bestandte1i eıner gerechten und überlebensfähigen Gesell-
schaft Die Gesellschaft wıird Uurc Partizıpation verändert In der Tat,
aber verändert, überleben
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Die sozlalethıische Diskussion 1m Ökumenischen Rat der Kırchen ist Urc viele wichtige
Anregungen und eıträge VOoO  — Heinz-Dietric. endlan: bereichert worden. Das Walr deshalb
möglıch, weıl VO  - Anfang seine sozlalethiıschen Überlegungen 1n den Horizont der Ööku-
menıschen Diskussion tellte elche den Kırchen e1ım „raschen sozlalen Umbruch“‘ In
den Entwicklungsländern ufällt, dieser rage nachzugehen, Wal ihm SCHNAUSO wichtig Wwıe dıe
Klärung der Au{fgabe der Kırche in der eigenen säkularen Industriegesellschaft. Die Ökumene
Wr für ihn immer ıne entscheidende Dımension seiner sozlalethischen Reflexion. Aufmerk-
Samn Orte Heıinz-Dietrich endlan:!ı auf die Stimmen In der Ökumene, hne Je seine eigene
theologische Posıtion, die sıch dem reformatorischen Trtbe verpflichtet wußte, preiszugeben.
Entscheidend: Anstölße für meın eigenes theologisches und ökumenisches Denken verdanke
ich Heinz-Dietrich endlanı!ı Als ank und ruß ZU Geburtstag des ubDiılars se1 ıhm
der nachfolgende Beıtrag gewlidmet.

Zum Verhältnis VO  — Entwicklungsdienst
und Miıssıon derc

VO  Z GUNTER LINNENBRINK
In der ökumenischen Entwicklungsdiskussion wird selit einigen Jah-

ICn In zunehmendem Maße ach der und dem Auftrag der Kırche 1im
amp der Armen für eine menschenwürdigere Gesellschaft gefragt

intergrund dieser rage ist dıie Erkenntnıis, daß 6S er entwick-
lungspolitischen Anstrengungen auf seıten der eDer- und Empfängerlän-
der VvVvon Entwicklungshilfe nıcht gelungen ist, dıe wirtschaftliche, sOzlale
und politische Marginalisierung der breıten Massen In ihren jeweıiligen
Ländern beseıtigen. Im Gegenteil: Es ist nıcht übertrieben, WEeNnNn festge-
stellt wird, daß dıe sozlale zwischen aAr  - und reich in den meılisten
Entwicklungsländern eher größer geworden ist iıne el Von Gründen
siınd aiur NeENNEeEN

Es War eın Irrtum der lıberalen, wirtschaftlichen Wachstum In
Bruttosozialprodukt-Prozenten orlentierten Entwicklungstheorie un:!
praxIıs, daß sıch WwW1e eın „trickle oWwn effect“ des angesammelten
Wohlstandes In einiıgen industrialisierten Zonen auf die umlıegenden Re-
gionen und Menschen, die darın wohnen, ereignen würde. Statt dessen hat
diese Konzentration auf bestimmte dynamische Wachstumspole lediglich
regionale Wohlstandsinseln für wenige Privilegierte geschaffen.

Das Fehlen einer sozlalen und wirtschaftlichen Rahmengesetzgebung,
die für einen Ausgleıch zwıischen den wirtschaftlich und politisch ächti-
SCHh auf der einen Seıite und dem großen Heer der Armen und Besitzlosen

hat azu geführt, daß VO einer sozlıalen Start- und Chancengerech-
tigkeit er Bewohner eines Landes 1m Wiırtschaftsproze nıcht die Rede
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